
Schweizerische Eidgenossenschaft 
Confédération suisse 
Confederazione Svizzera 
Confederaziun svizra 

Eidgenössisches Departement für Verteidigung, 
Bevölkerungsschutz und Sport VBS 

MILITÄRISCHE PLANGENEHMIGUNG 
IM VEREINFACHTEN PLANGENEHMIGUNGSVERFAHREN 

NACH ARTIKEL 22 MPV 
(Militärische Plangenehmigungsverordnung; SR 510.51) 

VOM 4. MÄRZ 2026 

Das Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) 
als Genehmigungsbehörde 

in Sachen Gesuch vom 25. Juni 2025 

von armasuisse Immobilien, Baumanagement Ost, Kaserne Heiligkreuz, Postfach, 8887 Mels 

betreffend 

GEMEINDE WANGEN-BRÜTTISELLEN; FLUGPLATZ DÜBENDORF, 
NEUBAU TRAFOSTATION HALLE 14 

stellt fest: 

1. Das Baumanagement Ost von armasuisse Immobilien reichte der Genehmigungsbehörde 
am 25. Juni 2025 das Projekt zum Ersatz der Trafostationen auf dem Flugplatz Dübendorf 
im Bereich der Halle 14 zur Beurteilung ein. Die Genehmigungsbehörde führte dazu ein 
vereinfachtes militärisches Plangenehmigungsverfahren durch. 

2. Die Genehmigungsbehörde führte das Anhörungsverfahren bei den betroffenen kommuna­ 
len und kantonalen Behörden sowie bei den interessierten Bundesbehörden durch. 

3. Die Stadt Dübendorf meldete am 4. Juli 2025, sie habe keine Einwände oder Bemerkungen 
zum Projekt. Die Gemeinde Wangen-Brüttisellen reichte innert Frist keine Stellungnahme 
zu den Akten. 

4. Der Kanton Zürich übermittelte seine Stellungnahme mit Schreiben vom 25. August 2025. 

5. Das Eidgenössische Starkstrominspektorat (ESTI) reichte seine Stellungnahme am 1. Sep­ 
tember 2025 zu den Akten. 

6. Die Stellungnahme des Bundesamts für Umwelt (BAFU) ging am 22. September 2025 ein. 

7. Die Gesuchstellerin nahm am 19. November 2025 zu den eingegangenen Anträgen und 
Bemerkungen Stellung. 



8. Mit Replik vom 9. Februar 2026 äusserte sich das BAFU nochmals zu den Altlasten, zog 
die Anträge (20) und (21) zurück und passte seinen Antrag (22) an. 

9. Die Replik des BAFU wurde der Gesuchstellerin zugestellt. Sie verdankte das Schreiben 
am 9. Februar 2026 und hatte keine weiteren Bemerkungen. 

10. Auf die Vorbringen und die sich bei den Akten befindlichen Schriftstücke wird - soweit 
entscheidwesentlich - in den nachfolgenden Erwägungen eingegangen. 

zieht in Erwägung: 

A. Formelle Prüfung 

1. Sachliche Zuständigkeit 

Das Vorhaben betrifft militärische Infrastruktur, weshalb die militärische Plangenehmigungs­ 
verordnung anwendbar und das Generalsekretariat VBS für die Festlegung und Durchführung 
des militärischen Plangenehmigungsverfahrens zuständig ist (Art. 1 Abs. 1, Abs. 2 Bst. d, Art. 2 
MPV). 

2. Anwendbares Verfahren 
Im Rahmen der Vorprüfung nach Art. 7 MPV hat die Genehmigungsbehörde festgestellt: 
a. Das Vorhaben bedarf einer Anhörung beim ESTI und berührt schutzwürdige Interessen der 

Umwelt, weshalb es nicht genehmigungsfrei ist. Da aber das Vorhaben das äussere Er­ 
scheinungsbild nicht wesentlich verändert, keine schutzwürdigen Interessen Dritter ersieht­ 
lieh sind und keine erheblichen Auswirkungen auf Raumordnung und Umwelt zu erwarten 
sind, kommt das vereinfachte Plangenehmigungsverfahren nach Art. 22 MPV in Verbin­ 
dung mit Art. 128 des Militärgesetzes (MG; SR 510.10) zur Anwendung. 

b. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist nicht notwendig, weil es sich vorliegend 
weder um eine wesentliche bauliche Änderung noch um eine Erweiterung einer UVP­ 
pflichtigen Anlage handelt. 

c. Das Vorhaben wirkt sich weder erheblich auf Raumordnung und Umwelt aus noch sind die 
Kriterien gemäss Sachplan Militär Programmteil 2017, Kapitel 6.2 erfüllt, weshalb es nicht 
als sachplanrelevant einzustufen ist. 

B. Materielle Prüfung 

1. Projektbeschrieb 

Zwischen den Gebäuden 3186/FL (Halle 14) und 3186/PG (ÜG-Gebäude) wird ein neues Tra­ 
fostationengebäude (Grundfläche 7m34 x 4m34) inkl. Niederspannungsverteilung erstellt. Das 
aus Fertigbetonelementen erstellte Trafogebäude wird mit zwei Trafos 630kVA ausgerüstet, so 
dass für die zukünftigen Bedürfnisse wie E-Mobilität und PY-Anlagen genügend Leistungsre­ 
serven vorhanden sind. Die Mittelspannungserschliessung erfolgt über die bestehende Kabel­ 
rohranlage von der Trafostation TS 06 (3186/TT) des VBS. Sämtliche im Trafokreis 04, 08, 1 O 
vorhandenen Gebäude werden sodann ab der neuen Trafostation mit Niederspannung erschlos­ 
sen und mit einer Messeinrichtung ausgerüstet. Die bestehenden Trafostationen 04 und 1 O wer­ 
den stillgelegt. 
Aufgrund des neuen Standorts der Trafostation muss die bestehende Rohranlage durch einen 
neuen Rohrblock mit KRS 120 Rohren von rund 350m ergänzt werden. Die Rohranlage wird 
mit Reserverohren für spätere Nachrüstungen im Energieversorgungsbereich ausgerüstet. 
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Im Zusammenhang mit den notwendigen Grabarbeiten für die Anpassung der Rohranlage für 
die Energieversorgung soll gleichzeitig die Trinkwasserversorgung im Bereich des neuen 
Elektro-Rohrblocks auf dem südlichen Vorplatz der Halle 14 angepasst werden. 

2. Stellungnahme des Kantons Zürich 

Der Kanton Zürich formulierte in der Stellungnahme vom 25. August 2025 folgende Anträge: 
Altlasten 

(1) Die Arbeiten seien durch eine Altlastenfachperson zu begleiten. Vor Baubeginn sei dem 
A WEL das von der Bauherrschaft und der Altlastenfachperson unterzeichnete Zusatzfor­ 
mular «Belastete Standorte/Altlasten (inkl. mit Neobiota belastete Standorte)» einzu­ 
reichen. 

(2) Bei der Entsorgung belasteter Bauabfälle von mit Abfällen belasteten Standorten seien die 
Vorgaben der Richtlinie «Behandlungsregel für verschmutzte Bauabfälle und Aushub- und 
Ausbmchmaterial im Hinblick auf die Verwertung, A WEL, Juli 2020» einzuhalten. 

(3) Innerhalb von sechs Monaten nach Ende der altlasten- und abfallrechtlichen Bauarbeiten 
seien die Güterflussdaten durch die Gutachterin im Altlasten-Informations-System ALIS 
des Kantons Zürich zu erfassen. 

( 4) Spätestens sechs Monate nach Abschluss der Bauarbeiten sei dem A WEL ein Schlussbe­ 
riebt vorzulegen, der die Begleitung der Aushub- und Entsorgungsarbeiten dokumentiere 
und Auskunft über alle anfallenden Daten und Belege gibt. 
Neophyten 

(5) Vor Baubeginn sei während der Vegetationsperiode (Mitte Mai bis Mitte Oktober) abzu­ 
klären, ob Asiatischer Staudenknöterich, Essigbaum, Ambrosia, Riesenbärenklau, Schmal­ 
blättriges Greiskraut, Erdmandelgras (biologische Belastungen) im Perimeter der geplan­ 
ten Arbeiten vorkämen. Die Ergebnisse der Abklärungen seien zu dokumentieren. 

(6) Umgang mit biologisch belastetem Boden/Untergrund (Ambrosia, Asiatischer Stauden­ 
knöterich, Essigbaum, Schmalblättriges Greiskraut, Erdmandelgras): 
a) Beim Umgang mit biologisch belastetem Boden seien die «Empfehlungen des Cercle 

Exotique für den Umgang mit biologisch belastetem Boden» zu beachten. Biologisch 
belasteter Boden dürfe nicht mit unbelastetem Boden vermischt werden. 

b) Boden/Untergrund, der mit Ambrosia, Riesenbärenklau, Schmal blättrigem Greiskraut 
oder Erdmandelgras belastet sei, müsse in einer Deponie Typ A oder B oder in einer 
geeigneten Kiesgrube entsorgt werden. 

c) Gegenüber dem Abnehmer seien biologische Belastungen des Bodens/Untergrunds zu 
deklarieren. 

(7) Ambrosia, Riesenbärenklau und Schmalblättriges Greiskraut (ganze Pflanzen) sowie un­ 
terirdische Pflanzenteile (Rhizome, Wurzeln) des Asiatischen Staudenknöterichs und des 
Essigbaums seien in einer Kehrichtverwertungsanlage (KVA) zu entsorgen. Fortpflan­ 
zungsfä.higes Material der übrigen invasiven Neophyten sei in einer professionellen Platz­ 
und Boxenkompostierung, einer· Co-Vergärungsanlage mit Hygienisiemngsschritt, einer 
Feststoffvergärungsanlage oder in einer KVA zu entsorgen. 

(8) Endgestaltete Flächen seien, sofern andere Auflagen insbesondere des Naturschutzes nicht 
dagegensprechen, so rasch wie möglich zu begrünen. Sie seien, bis sich die Zielvegetation 
entwickelt habe, regelmässig bezüglich invasiver Neophyten zu kontrollieren (mindestens 
vier Kontrollen pro Vegetationsperiode). Aufkommende invasive Neophyten seien zu be­ 
kämpfen. Die Übergabe der Kontrolle und Bekämpfung von invasiven Neophyten (Pflege 
der Grünflächen) an den regulären Unterhalt sei so zu organisieren, dass eine lückenlose 
Pflege sichergestellt ist. 
Gewässerschutz 

(9) Es sei sicherzustellen, dass auslaufende Flüssigkeiten leicht erkannt und zurückgehalten 
werden könnten. 

(lO)Das Auffangvolumen müsse 100% des Ölvolumens umfassen. 3/17 



(1 l)Nach der Erstellung der Ölauffangwannen sei eine Dichtheitsprüfung gemäss der Empfeh­ 
lung des VSE «Schutz der Gewässer bei Erstellung und Betrieb von elektrischen Anlagen 
mit wassergefährdenden Flüssigkeiten» durchzuführen. 

(12) Die Auffangwannen seien regelmässig zu kontrollieren. 
(13)Montage und Reparaturen am Transformator müssten so erfolgen, dass allfällig auslaufen- 

des Öl aufgefangen werden könne. 
Grundwasser 

(14)Die Erstellung der Aushubsohlen bzw. von Bauteilen im Grundwasser bis auf ca. 433.7 m 
ü. M. bei der Trafostation und bis auf ca. 433.3 m ü. M. bei den Leitungen bzw. Rohrblö­ 
cken, sowie die Absenkung des Grundwasserspiegels während der Dauer der Bauarbeiten 
bis unter die Baugrubensohle (GWA g 3.97) sei zu genehmigen. 

(15)Folgende Nebenbestimmungen seien einzuhalten: 
d) Die Allgemeinen Nebenbestimmungen für das Bauen im Grundwasser und Grundwas­ 

serabsenkungen vom Dezember 2004 sei verbindlich. 
e) Die ursprüngliche Grundwasserdurchflusskapazität bei höchstem Grundwasserspiegel 

sei durch geeignete Materialersatzmassnahmen mit Kiessand vollständig zu erhalten, 
sodass u.a. auch keine Rechte Dritter in untragbarer Weise tangiert würden. 

f) Bei der Verwendung von Sicker-, Geröll- oder Filterbeton (z.B. für Böschungssicherun­ 
gen) unterhalb des höchsten Grundwasserspiegels sei dieser Beton - wie auch allfällige 
Magerbetonsohlen in den Hinterfüllungsräumen - vor der Hinterfüllung der Trafostation 
und der Leitungsgräben wieder zu entfernen. 

g) Die Bauten seien gegen Auftrieb gesichert und unterhalb des höchsten Grundwasser­ 
spiegels wasserdicht zu erstellen. 

h) Die Tiefbauarbeiten seien durch eine Fachperson mit hydrogeologischer Ausbildung zu 
begleiten. Sie veranlasse diejenigen Massnahmen, die sicherstellten, dass infolge der 
Bauarbeiten (Filterbrunnen/Wellpoint, Grundwasserabsenkung, Erhaltung der Durch­ 
flusskapazität usw.) keine Rechte Dritter in untragbarer Weise tangiert würden. 

Lärmschutz/Erschütterungen 
(16) Die massgebenden Massnahmenstufen gemäss Baulärmrichtlinie (Baulärm, Bautrans­ 

porte) seien von der Bewilligungsbehörde in der Plangenehmigung festzusetzen. 
(17)Die von Baulärm betroffene Anwohnerschaft sei über die anstehenden Arbeiten schriftlich 

zu informieren (auch in Bezug auf allfällige Erschütterungsimmissionen). Das Informati­ 
onsschreiben solle zum Ziel haben, rechtzeitig vor Baubeginn die Anwohnerschaft über 
Zeitrahmen, Dauer und Ausmass der vorgesehenen Bauarbeiten zu orientieren. Es sei eine 
Anlaufstelle für Rückfragen zu bezeichnen. 

(18) Die lärmigen Bauarbeiten wie auch logistische Vorgänge seien werktags auf die Zeiten 
zwischen 7-12 Uhr und 13 - 1 7 Uhr ( ausnahmsweise bis 19 Uhr) zu beschränken. Lärm­ 
intensive Arbeiten seien auf die Zeiten zwischen 7-12 Uhr und 14-17 Uhr zu beschrän­ 
ken (vgl. BLR Kap. 3.1.4). 

(19) Arbeiten, die hohe Lärmimmissionen verursachen würden, seien so zu planen, dass sie 
gleichzeitig durchgeführt werden. 

3. Stellungnahme BAFU 
Das BAFU formulierte in seiner Stellungnahme vom 22. September 2025 folgende Anträge: 

Altlasten 
(20) Die Gesuchstellerin habe abzuklären, ob im Bereich des Bauvorhabens ein PF AS-Verdacht 

bestehe. Eventuell erforderliche altlastenrechtliche Untersuchungen seien mit dem VBS 
abzustimmen. 
Der Antrag wurde mit Replik des BAFU vom 9. Februar 2026 zurückgezogen. 

(21) Sollte sich herausstellen, dass PF AS-Belastungen vorhanden seien, habe das VBS den KbS 
VBS zu aktualisieren. 
Der Antrag wurde mit Replik des BAFU vom 9. Februar 2026 zurückgezogen. 

. 
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(22)Für das Bauvorhaben sei von der Gesuchstellerin eine baubedingte Gefährdungsabschät­ 
zung gemäss der Vollzugshilfe «Bauvorhaben und belastete Standorte» einzureichen. 
Diese müsse sowohl den Standort KbS Nr. DUB:A/47 als auch mögliche PF AS-Standorte 
berücksichtigen. 
Der Antrag wurde mit Replik des BAFU vom 9. Februar 2026 wie folgt angepasst: 
Statt einer baubedingten Gefährdungsabschätzung sei im Rahmen der Umweltbaubeglei­ 
tung sicherzustellen, dass keine PFAS-Belastungen mit Konzentrationen über 0.5 µg/kg 
(Summe 16 PF AS) überbaut würden. Dies sei anhand von Sohlenproben zu dokumentieren. 
Die Daten seien der Genehmigungsbehörde sowie dem Kanton Zürich zu übermitteln. 

(23) Die in der kantonalen Stellungnahme vom 25. August 2025 aufgeführten Anträge 3 .2.1 bis 
3.2.4 (entspricht vorliegend den Anträgen (1) bis (4) seien umzusetzen. 

4. Stellungnahme EST! 
Allgemeine Auflagen 

(24)Im Falle von zwingenden Abweichungen von den Unterlagen während der Ausführung, sei 
das ESTI, Abt. Planvorlagen, umgehend zu orientieren. Das ESTI entscheide dann in Ab­ 
sprache mit dem VBS über das weitere Vorgehen. 

(25) Der Betriebsinhaber müsse die Fertigstellung der Anlage dem Eidg. Starkstrominspektorat 
ESTI, Abt. Planvorlagen, unter Angabe der oben genannten Vorlagenummem schriftlich 
mitteilen und eine Bestätigung des Erstellers beilegen, aus welcher hervorgehe, dass die 
Anlage den Anforderungen der Gesetzgebung und den anerkannten Regeln der Technik 
entspreche. 

(26)Die Kontrolle, ob die Anlage vorschriftsgemäss und in Übereinstimmung mit den geneh­ 
migten Plänen erstellt worden ist, habe gebührenpflichtig durch das ESTI zu erfolgen (in 
der Regel innerhalb eines Jahres nach der Fertigstellung). Das ESTI verrechne die Kosten 
dem Betriebsinhaber der Starkstromanlage. 

(27)Allfällige Ergänzungen, die sich anlässlich der Inspektion der fertigen Anlage als notwen­ 
dig erweisen sollten, blieben Vorbehalten. 
Transformatorenstation WE 03186/TR (S-2562245.1) 

(28) Nach Art. 57 Abs. 1 Starkstromverordnung seien in Hochspannungsanlagen grundsätzlich 
alle zu erdenden Teile mit der Anlageerdung zu verbinden. Jede Anlageerdung sei über 
mindestens zwei unabhängige Erdungsleitungen zu erden. 

(29) Für die elektrischen Einrichtungen, die wassergefährdende Flüssigkeiten enthalten, seien 
nach Art. 7 Abs. 2 der Starkstromverordnung die Regeln der Technik zu befolgen, insbe­ 
sondere die technische Empfehlung des Verbandes Schweizerischer Elektrizitätsuntemeh­ 
men VSE über den Schutz der Gewässer bei Erstellung und Betrieb von elektrischen An­ 
lagen mit wassergefährdenden Flüssigkeiten (Nr. 2.19d in ihrer neusten Version). Bei der 
Abnahme durch den Inspektor des ESTI sei aufzuzeigen, wie die Schutzmassnahmen 
V+E+Z und konstruktiven Merkmale (Bemessungsgrundregeln und die Konstruktion der 
Auffangwanne) gemäss der technischen Empfehlung eingehalten würden (Zertifikate, 
Nachweise, Eigenschaften des Betons, etc). 

(30)Die Bestimmungen der aktuellen Schweizer Guideline SNG 481449 zum Kurzschluss­ 
schutz von Niederspannungs-Sekundarverteilungen sei nach Art. 4 Starkstromverordnung 
anzuwenden. Das bedeute z.B.: In der SNG 481449 werde im Anhang A "Voraussetzungen 
der Berechnung" der Lichtbogenkurzschlussstrom IkLB definiert, wobei auf IEEE Std 
1584-2018 verwiesen werde. Der Wert von IkLB sei demgemäss 50% des Stromes, der bei 
einem satten Kurz- oder Erdschluss fliessen würde. Das heisse, die Kurzschlussfestigkeit 
der Niederspannungs-Schaltgerätekombination (NSSK) und Erdung müssten für den be­ 
rechneten, maximalen Strom ausgelegt werden, während die Bedingungen für die Schutz­ 
organe (Leistungsschalter, Sicherungen) für den auf 50% reduzierten Strom ausgelegt sein 
müssten. 

5/17 



Nach Art. 1 Abs. 2 i. V. m. Art. 4 Starkstromverordnung gelte die Guideline SNG481449 
auch für bestehende Anlagen, wenn sie vollständig umgebaut würden, in bedeutendem 
Mass verändert würden und die Sicherheit dadurch wesentlich beeinträchtigt werde oder 
für Menschen und Umwelt eine drohende Gefahr darstellten oder andere elektrische Anla­ 
gen in erheblichen Mass störend beeinflussten. Der abschliessende Nachweis, ergänzend 
zu den Unterlagen, für die Einhaltung der Art. 47, Art. 62 Abs. 1 und Art. 63 Abs. 1 der 
Starkstromverordnung für den Überstromschutz (Überlast, Erd- und Kurzschluss), welcher 
die sichere Abschaltung (maximal I Sekunde Abschaltzeit gemäss ESTI-Mitteilung 2019- 
0702) bis und mit den ersten Niederspannungsschutzeinrichtungen gewährleiste, sei zu­ 
sammen mit der Prüfdokumentation des Schutzsystems dem Inspektor anlässlich der In­ 
spektion vorzulegen. 
Der Nachweis sei erbracht, wenn das Prinzip der realisierten Überstromschutzkoordination 
mit den Berechnungen und dem grafischen Selektivitätsdiagramm mit den Auslösekennli­ 
nien der einzelnen Schutzorgane sowie der Zerstörungskennlinie der Transformatoren vor­ 
gezeigt und erläutert werden könne oder die Bedingungen anders nachvollziehbar erfüllt 
Seien. 

(31) Könnten Transformatoren in der Niederspannungs-Schaltgerätekombination (NS-SK) pa­ 
ralle1geschaltet werden, sei die NS-SK für den maximalen Erd- und Kurzschlussstrom der 
gemäss Betriebskonzept parallelschaltbaren Transformatoren auszulegen (Durchlassstrom 
und -energie sowie Kurzschlussabschaltvermögen von Eingangs- und Abgangselementen, 
sowie Sammelschiene und Kuppelschalter) und sei entsprechend im Parallelbetrieb vor 
Überstrom (Überlast, Erd- und Kurzschluss) zu schützen (Bemessungsstrom InA der NS­ 
SK oder eines Stromkreises Inc, bedingter Bemessungskurzschlussstrom Ice, Bemessungs­ 
kurzzeitstromfestigkeit lew, Bemessungsstossstrornfestigkeit Ipk). 
Bei der Abnahme sei dem Inspektor ergänzend zu den Unterlagen der Nachweis zu erbrin­ 
gen, dass die Anzahl der Abgangselemente korrekt nach der Normenreihe SNEN 61439 
(Ziff. 5.4 "Bemessungsbelastungsfaktor PDF" der Norm SNEN 61439-1, SNEN 61439-2 
oder SNEN 61439-5) für den maximalen Lastbetrieb der Schaltgerätekombination (War­ 
meintrag) gemäss Norm ausgelegt sei und der zulässige Sammelschienenstrom nicht über­ 
schritten werden könne. 
Wenn die NS-SK nicht für den Betrieb mit parallelgeschalteten Transformatoren vorgese­ 
ben sei, werde der Betriebsinhaber verpflichtet, Hinweisschilder an der Niederspannungs­ 
verteilung anzubringen, welche den Parallelbetrieb der Transformatoren strikte untersage. 
Kurzzeitiger Parallelbetrieb sei bei geringer Last für Umschaltvorgänge unter Wahrung der 
Arbeitssicherheitsvorschriften (vgl. ESTI-Richtlinie Nr. 407) nur möglich, wenn der Erd­ 
und Kurzschlussschutz immer gewährleistet sei. Das Betriebspersonal sei auf die speziellen 
Verhältnisse hinzuweisen und entsprechend zu schulen. Wenn Transformatoren im Betrieb 
parallelgeschaltet werden könnten, müssten die einzelnen Transformatorengehäuse-Erdun­ 
gen für den niederspannungsseitigen Erdschlussstrom aller Transformatoren zusammen 
bemessen sein. Diese Erdung müsse auch für den doppelten Kurzschluss mit Erdberührung 
der Hochspannungsebene konzipiert sein. 

5. Stellungnahme der Gesuchstellerin 
Die verschiedenen Stellungnahmen wurden der Gesuchstellerin zugestellt. Sie nahm am 
19. November 2025 abschliessend zu den einzelnen Anträgen Stellung. Auf ihre Stellungnahme 
wird in den Erwägungen zu den Anträgen eingegangen. 

6. Beurteilung der Genehmigungsbehörde 

a. Altlasten 
Belastete Standorte dürfen nach Art. 3 der Altlastenverordnung (AltlV; SR 814.680) durch die 
Erstellung oder Änderung von Bauten und Anlagen nur verändert werden, wenn sie nicht sa­ 
nierungsbedürftig sind und durch das Bauvorhaben nicht sanierungsbedürftig werden (Bst. a); 
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oder wenn ihre spätere Sanierung durch das V erhaben nicht wesentlich erschwert wird oder sie, 
soweit sie durch das V or haben verändert werden, gleichzeitig saniert werden (Bst. b ). 
Das BAFU führt in seiner Stellungnahme vom 22. September 2025 aus: Den eingereichten Un­ 
terlagen zufolge befinde sich auf dem Vorplatz der Halle 14 eine Kohlenwasserstoftbelastung 
(Cl0-C40). Die genaue Lage sei nicht bekannt. Aus dem Baubeschrieb gehe nicht hervor, ob 
die Belastungen von Transformatorölen stammten und ob möglicherweise auch eine PCB-Be­ 
lastung vorliege. Das Vorhaben im Bereich des belasteten Standorts werde nicht weiter be­ 
schrieben. Gemäss der Vollzugshilfe «Bauvorhaben und belastete Standorte» (BAFU, 2016) 
sei zur Prüfung, ob ein Bauvorhaben auf einem belasteten Standort zu einem Sanierungsbedarf 
führen könne, eine baubedingte Gefährdungsabschätzung durchzuführen. Dies gelte für alle 
Standorttypen, auch wenn der Standort weder sanierungs- noch überwachungsbedürftig sei oder 
wenn keine schädlichen oder lästigen Einwirkungen zu erwarten seien. Die eingereichten Un­ 
terlagen enthielten keine baubedingte Gefährdungsabschätzung. Der KbS-Eintrag des Standorts 
KbS Nr. DUB:A/47 sei zuletzt am 31. Oktober 2005 aktualisiert worden. In den letzten 20 Jah­ 
ren habe sich die Altlastenbearbeitung stark weiterentwickelt. Dazu gehörten auch Stoffe, die 
damals nicht bekannt waren oder nicht als Schadstoffe betrachtet wurden und für die es damals 
keine Daten zum Umweltverhalten und zur Toxizität gegeben habe. Eine dieser Schadstoff­ 
gruppen seien die PFAS. Bei Flughäfen sei die Wahrscheinlichkeit hoch, dass PFAS-haltige 
Feuerlöschschäume eingesetzt würden. In den eingereichten Unterlagen würden PFAS nicht 
erwähnt. Aus Sicht BAFU könne nicht ausgeschlossen werden, dass es im Bereich des Bauvor­ 
habens altlastenrechtlich relevante PF AS-Belastungen gebe, die noch nicht im KbS erfasst 
seien. In seiner Stellungnahme vom 25. August 2025 stimmt der Kanton dem Vorhaben zu und 
stellt die Anträge (1) bis (4). Diese würden die Umweltbaubegleitung, die Entsorgung und die 
Dokumentation betreffen. Aus den oben genannten Gründen könne das BAFU anhand der vor­ 
liegenden Informationen jedoch nicht beurteilen, ob Art. 3 AltlV eingehalten werde. Es müsse 
abgeklärt werden, ob auf dem Flugplatz mit PF AS-haltigen Löschschäumen oder anderen 
PF AS-haltigen Produkten (z. B fluorierten Schmierstoffen) in relevanten Mengen hantiert wor­ 
den sei und ob im Bereich des Bauvorhabens der Verdacht auf eine PF AS-Belastung bestehe. 
Sollten sich altlastenrechtliche Untersuchungen als notwendig erweisen, werde darauf hinge­ 
wiesen, dass eine Zustimmung des BAFU zu den Grenzwerten im Einzelfall erforderlich sei. 
Gemäss Anhang 1 Ziffer 1 AltlV sei dies der Fall, solange die AltlV keine PF AS-Grenzwerte 
enthalte. Es seien mindestens folgende 16 PF AS bei der Prüfung zu berücksichtigen: PFBA, 
PFPeA, PFHxA, PFHpA, PFOA, PFNA, PFBS, PFHxS und PFOS, Capstone A, Capstone B, 
6:2 FTS, PFOSA, EtFOSAA, PFDA und PFUnDA. Bei Verdacht seien zusätzliche PFAS zu 
analysieren. 
Die Gesuchstellerin antwortet in ihrer Stellungnahme vom 19. November 2025, dass beim ge­ 
samten Flugplatz Dübendorf 2025 eine historische Untersuchung durchgeführt worden sei. Eine 
Stellungnahme der Behörde dazu liege noch nicht vor. Aufgrund bereits durchgeführter Bepro­ 
bungen sei im Projektperimeter nicht mit altlastenrelevanten Belastungen zu rechnen. Material, 
das nicht vor Ort wieder eingebaut werden könne, werde im Hinblick auf die Entsorgung auf 
PF AS untersucht. Spätestens im Rahmen des Bauprojekts würden entlang der Kabeltrasse Bo­ 
denproben entnommen und auf PF AS untersucht. Die Kabeltrasse würde auch eine spätere Sa­ 
nierung nicht wesentlich erschweren. Da sich durch das Projekt keine Änderung an der Ent­ 
wässerung ergebe, führe das Projekt nicht zu einem Sanierungsfall und Art. 3 AltlV sei einge­ 
halten. 
Mit Replik vom 9. Februar 2026 schreibt das BAFU, es stimme der Gesuchstellerin zu, dass 
Art. 3 AltlV im Bereich des belasteten Standorts DUB:A/47 eingehalten werden könne. Es habe 
aber festgestellt, dass im KbS in der Nähe des Vorhabens am 5. Dezember 2025 unterdessen 
auch ein untersuchungsbedürftiger belasteter Standort eingetragen worden sei (DUB:A/55). 
Dieser sei im KbS jedoch lediglich als Punkt dargestellt und die Standortabgrenzung sei nicht 
bekannt. Gestützt auf die Stellungnahme des GS-VBS vom 17. Dezember 2025 zur Eintragung 
des belasteten Standorts DUB:A/55 sowie dem zugrundeliegenden Koreferat der magma ag 
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vom 5. Dezember 2025, kommt das BAFU zum Schluss, dass beim belasteten Standort, einer 
Halle, in der Flugzeuge und Helikopter gewartet wurden, ein PF AS-Verdacht bestehe, da ab 
den 1970er Jahren mit der Verwendung von PF AS-haltigen Hochleistungshydraulikflüssigkei­ 
ten zu rechnen sei. Ein Einsatz von Schaumlöschmitteln werde in diesem Bereich nicht erwähnt. 
Aufgrund dieser Informationen sei es unwahrscheinlich, dass sich hohe PF AS-Belastungen bis 
zum Bereich, in dem das Bauvorhaben umgesetzt wird, erstrecken würden. Als Kriterium für 
die altlastenrechtliche Standortabgrenzung werde für mineralischen Untergrund der U-Wert 
nach VVEA verwendet. Dieser Wert sei im August 2025 von 0.1 auf 0.5 µg/kg PF AS angeho­ 
ben worden. Für Oberböden werde eine Konzentration von 5 µg/kg PF AS als Kriterium für die 
Standortabgrenzung verwendet. Das BAFU gehe somit davon aus, dass mit der Aussage der 
Gesuchstellerin, dass keine altlastenrechtlich relevanten PF AS-Belastungen vorliegen würden, 
implizit gemeint sei, dass die Untergrundkonzentrationen im Bereich des Bauvorhabens unter 
0.5 µg/kg PF AS lägen. Unter diesen Voraussetzungen könne es dem Vorhaben zustimmen. Die 
Anträge (20) und (21) würden somit zurückgezogen und Antrag (22) wie folgt angepasst: Statt 
einer baubedingten Gefährdungsabschätzung sei im Rahmen der Umweltbaubegleitung sicher­ 
zustellen, dass keine PFAS-Belastungen mit Konzentrationen über 0.5 µg/kg (Summe 
16 PFAS) überbaut würden. Dies sei anhand von Sohlenproben zu dokumentieren. Die Daten 
seien der Genehmigungsbehörde und dem Kanton zu übermitteln. Das BAFU weist darauf hin, 
dass aufgrund des geringen Flurabstands, der Lage im Gewässerschutzbereich Au und der feh­ 
lenden, baubedingten Gefährdungsabschätzung im Antrag nicht der T oder B-Wert (1.5 bzw. 
2.5 µg/kg PF AS) nach VVEA verwendet werde. 
Das Schreiben des BAFU wurde der Gesuchstellerin gleichentags zur Kenntnis gebracht, die 
es ohne weitere Bemerkungen verdankte. 
Die Genehmigungsbehörde stellt fest, dass das Vorhaben einen im KbS VBS verzeichneten 
Betriebsstandort (Objekt-Nr. DUB:A/47) tangiert, der weder als überwachungs- noch als sanie­ 
rungsbedürftig eingetragen ist. Zudem befindet sich das Bauvorhaben in der Nähe des Standorts 
DUB:A/55, der seit Dezember 2025 neu als untersuchungsbedürftig eingetragen ist. Die Stel­ 
lungnahme des GS-VBS vom 17. Dezember 2025 zur Beurteilung der Untersuchungsberichte 
der Gesuchstellerin vom 30. Oktober 2025 (historische Untersuchung) und vom 18. November 
2025 (Bodenuntersuchung) inklusive des Koreferats der magma ag vom 5. Dezember 2025, auf 
die sich das BAFU bezieht, liegen der Genehmigungsbehörde vor. Sowohl das BAFU als auch 
der Kanton bestätigen, dass Art. 3 AltlV eingehalten werden kann. Die Genehmigungsbehörde 
stimmt der Einschätzung der Fachbehörden zu und erachtet Antrag (22) als sachgerecht und 
verhältnismässig, weshalb dieser gutgeheissen und als Auflage übernommen wird. 
Die kantonalen Anträge ( 1) bis ( 4) werden alle durch Antrag (23) des BAFU gestützt. Die Ge­ 
suchstellerin hat sich in ihrer Stellungnahme vom 19. November 2025 damit einverstanden er­ 
klärt. Die Genehmigungsbehörde erachtet die Anträge als sachgerecht, heisst sie gut und über­ 
nimmt entsprechende Auflagen in die Verfügung. 
b. Neophyten 
Gemäss Art. 15 der Verordnung über den Umgang mit Organismen in der Umwelt (Freiset­ 
zungsverordnung, FrSV, SR 814.911), muss der Umgang mit gebietsfremden Organismen in 
der Umwelt so erfolgen, dass dadurch weder Menschen, Tiere und Umwelt gefährdet noch die 
biologische Vielfalt und deren nachhaltige Nutzung beeinträchtigt werden. Dazu gehört, dass 
sich gebietsfremde Organismen in der Umwelt nicht unkontrolliert vermehren können. 
In der Stellungnahme vom 25. August 2025 weist der Kanton darauf hin, dass es gemäss der 
Hinweiskarte Neophytenverbreitung Bestände von invasiven Neophyten, insbesondere von 
Schmalblättrigem Greiskraut im Projektperimeter oder in der näheren Umgebung des Projekt­ 
perimeters gebe. Die Hinweiskarte sei jedoch nicht vollständig und müsse durch eigene Erhe­ 
bungen ergänzt werden. Er beantragt daher, während der Vegetationsperiode und vor Baube­ 
ginn abzuklären, ob Asiatischer Staudenknöterich, Essigbaum, Ambrosia, Riesenbärenklau, 
Schmalblättriges Greiskraut oder Erdmandelgras im Perimeter der geplanten Arbeiten vorkä­ 
men. Die Ergebnisse der Abklärungen seien zu dokumentieren (5). 8/17 



Die Gesuchstellerin stimmt dem Antrag in ihrer. Stellungnahme vom 19. November 2025 zu. 
Die Genehmigungsbehörde erachtet Antrag (5) als sinnvoll und verhältnismässig, weshalb er 
gutgeheissen und als Auflage in die Verfügung übernommen wird. 
Die Anträge (6) bis (8) präzisieren Art. 15 FrSV. Die Gesuchstellerin hat ihrer Umsetzung zu­ 
gestimmt. Die Anträge werden gutgeheissen und zur Sicherstellung als Auflagen in die Verfü­ 
gung aufgenommen. 
c. Gewässerschutz 
Wer in besonders gefährdeten Bereichen (Art. 29 Abs. 1 der Gewässerschutzverordnung, 
GSchV, SR 814.201) sowie in Grundwasserschutzzonen und -arealen Anlagen erstellt oder än­ 
dert, muss gestützt auf Art. 31 Abs. 1 GSch V die nach den Umständen gebotenen Massnahmen 
zum Schutz der Gewässer treffen. Es ist untersagt, Stoffe, die Wasser verunreinigen können, 
mittelbar oder unmittelbar in ein Gewässer einzubringen oder sie versickern zu lassen (Art. 6 
Abs. 1 des Gewässerschutzgesetzes, GSchG; SR 814.20). Der Projektperimeter befindet sich 
im Gewässerschutzbereich A~. 
Aufgrund des in den Transformatoren enthaltenen Isolieröls beantragt der Kanton sicherzustel­ 
len, dass auslaufende Flüssigkeiten leicht erkannt und zurückgehalten werden könnten (9). Das 
Auffangvolumen müsse 100% des Ölvolumens umfassen (1 O). Nach der Erstellung der Ölauf­ 
fangwannen sei eine Dichtheitsprüfung gemäss der Empfehlung des VSE «Schutz der Gewässer 
bei Erstellung und Betrieb von elektrischen Anlagen mit wassergefährdenden Flüssigkeiten» 
durchzuführen (11). Die Auffangwannen seien regelmässig zu kontrollieren (12) und Montage 
und Reparaturen am Transformator müssten so erfolgen, dass allfällig auslaufendes Öl aufge­ 
fangen werden könne (13). 
Mit Stellungnahme vom 19. November 2025 schreibt die Gesuchstellerin, die Anträge könnten 
umgesetzt werden. Allenfalls auslaufende Flüssigkeiten würden durch eine Ölauffangwanne 
aufgefangen. Die Kontrolle der Auffangwannen werde durch den Betreiber gewährleistet. 
Die Genehmigungsbehörde erachtet die Anträge (9) bis (13) als sachgerecht. Sie werden gut­ 
geheissen und als Auflagen in die Verfügung auf genommen. 

d. Grundwasser 
Der Kanton hält in seiner Stellungnahme vom 25. August 2025 fest, der mittlere Grundwasser­ 
spiegel im Bereich der Trafostation und der Leitungen liege auf ca. 433.0 m ü. M. Die geplante 
Aushubsohle (Unterkante Magerbeton) der Trafostation liege auf ca. 433.7 m ü. M., die Aus­ 
hubsohle der Rohrblöcke komme bis auf ca. 433.3 m ü. M. zu liegen. Die Baugrube der Tra­ 
fostation werde mit freien Böschungen erstellt. Die Leitungsgräben würden. vermutlich mit 
Hilfe von Kanaldielen ausgehoben. Die Bauten würden flach fundiert. Für den Bau der Trans­ 
formatorenstation und der Leitungen bzw. Rohrblöcke müsse vermutlich kein Grundwasser ab­ 
gepumpt werden. Die Erstellung der Aushubsohlen bzw. von Bauteilen im Grundwasser bis auf 
ca. 433.7 m ü. M. bei der Trafostation und bis auf ca. 433.3 m ü. M. bei den Leitungen bzw. 
Rohrblöcken, sowie die Absenkung des Grundwasserspiegels während der Dauer der Bauar­ 
beiten bis unter die Baugrubensohle (GWA g 3.97) sei zu genehmigen (14). 
Nach Anhang 4 Ziffer 211 Abs. 1 GS ch V dürfen in den Gewässerschutzbereichen Au und Ao 
keine Anlagen erstellt werden, die eine besondere Gefahr für ein Gewässer darstellen. Nach 
Abs. 2 bedürfen Anlagen zudem einer Ausnahmebewilligung, wenn sie unter dem mittleren 
Grundwasserspiegel zu liegen kommen sollen. Der Projektperimeter befindet sich vorliegend 
in einem Gewässerschutzbereich Aa. Die Genehmigungsbehörde erachtet die Ausführungen des 
Kantons als korrekt. Beim vorliegenden Bauprojekt ist nicht von einer Gefährdung im Sinne 
von Art. 19 Abs. 2 GSchG oder einer besonderen Gefahr für ein Gewässer nach Anhang 4 
Ziffer 211 Abs. 1 GSchV auszugehen, weshalb es umgesetzt bzw. in gewässerschutzrechtlicher 
Sicht genehmigt werden darf. Die Genehmigungsbehörde hält gleichzeitig fest, dass die Ge­ 
suchstellerin keinen Antrag auf die Bewilligung von Einbauten unter den mittleren Grundwas­ 
serspiegel gestellt hat, weshalb die Voraussetzungen für eine allfällige Ausnahmebewilligung 
nicht geprüft werden müssen. Antrag (14) wird somit gutgeheissen. 9/17 



Mit Antrag (15) beantragt der Kanton, es seien diverse Nebenbestimmungen für das Bauen im 
Grundwasser einzuhalten. Die Gesuchstellerin hat mit Stellungnahme vom 19. November 2025 
zugestimmt, den Antrag zu erfüllen. 
Die Genehmigungsbehörde erachtet Antrag (15) als sachgerecht, weshalb er gutgeheissen und 
zur Sicherstellung als Auflage in die Verfügung übernommen wird. 

e. Starkstromanlagen 
Das ESTI stellt vier allgemeine Anträge betreffend Abweichungen von den Gesuchsunterlagen, 
die Meldung der Fertigstellung, die Kontrolle der vorschriftsgemässen Erstellung und allfällig 
notwendiger Ergänzungen sowie vier spezifische Anträge zur Transformatorenstation WE 
03186/TR. Die Gesuchstellerin hat sich in ihrer Stellungnahme vom 19. November 2025 mit 
allen Anträgen des ESTI einverstanden erklärt. 
Die Genehmigungsbehörde erachtet diese als sachgerecht. Sie werden gutgeheissen und als 
Auflagen in die Verfügung übernommen. 
f. Nichtionisierende Strahlung (NIS) 
Die Verordnung über den Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV; SR 814.710) schützt 
die Allgemeinheit vor schädlichen oder lästigen elektromagnetischen Wellen. Sie regelt die 
Begrenzung der Emissionen von ortsfesten Sendeanlagen und die Ermittlung sowie die Beur­ 
teilung der Immissionen von Strahlung. Die SUV A-Grenzwerte gelten für Armeeangehörige 
und für Personen auf Arealen mit Zutrittskontrolle. Im Rahmen der Vorprüfung forderte die 
Genehmigungsbehörde eine Stellungnahme des Kompetenzzentrums (KOMZ) NIS mit dem 
Nachweis, dass die projektierte Anlage die Grenzwerte einhält. 
In seiner Stellungnahme vom 27. März 2025 führt das KOMZ NIS von armasuisse Wissen­ 
schaft und Technologie aus: «Die zwei geplanten Transformatoren befinden sich in einem se­ 
paraten Bau ohne permanente Arbeitsplätze. Die nächsten Arbeitsplätze (,,Orte mit empfindli­ 
cher Nutzung", OMEN) im Areal weisen mindestens einen Abstand von 25 m auf, wo der gel­ 
tende Anlagegrenzwert für das magnetische Feld (1 µT) gemäss Tabelle bereits deutlich unter­ 
schritten wird. Innerhalb dieses Abstands sind auch keine weiteren OMEN vorhanden oder ge­ 
plant. In den Containern neben dem neuen Trafogebäude befinden sich Büro- und Schulungs­ 
räume der Truppe. Für diese gilt der SUV A-Grenzwert von 500 µT. Der Immissionsgrenzwert 
(IGW, 100 µT) wird lediglich in Transformatomähe überschritten. Dieser Bereich muss gemäss 
Starkstromverordnung so oder so abgesperrt werden und ist somit nur für das Betriebspersonal 
zugänglich. Die neue Mittelspannungsleitung wird als ein 3-phasiges Kabel geführt und in be­ 
stehende Kabelkanäle unterirdisch verlegt und die Grenzwerte durch die neuen Installationen 
eingehalten.» 
Die Genehmigungsbehörde stellt somit fest, dass die projektierte Anlage die Grenzwerte von 
NISV und SUV A einhält. 
g. Lärm während der Bauphase 
Die Baulärmrichtlinie des BAFU konkretisiert die Lärmschutz-Verordnung (LSV; SR 814.41) 
und legt bauliche sowie betriebliche Massnahmen zur Begrenzung des Baulärms fest. Der Ab­ 
stand der Baustelle zu den nächstgelegenen Gebäuden mit lärmempfindlicher Nutzung beträgt 
weniger als 300 m, weshalb gemäss der Richtlinie für die Bauarbeiten Massnahmen für den 
Lärmschutz notwendig sind. Die Gesuchstellerin legte in den Gesuchsunterlagen die Massnah­ 
menstufe A fest und gab an, die Bauarbeiten würden von Montag bis Freitag 07:00-12:00 und 
13:00-17:00 Uhr stattfinden. 
In der Anhörung führte der Kanton aus, gemäss Gesuchsunterlagen werde die Dauer der Bau­ 
phase auf maximal 8 Wochen festgesetzt. Die Bauarbeiten erfolgten werktags (Mo - Fr) von 
7 - 12 Uhr und von 13 -17 Uhr. Vom Baulärm betroffen sei im Umkreis von 300 m nebst dem 
Flugplatz Dübendorf auch die Anwohnerschaft der Liegenschaft an der Dübendorferstrasse 46 
(Empfindlichkeitsstufe ES III) und marginal die Wohnzone (Empfindlichkeitsstufe ES II) auf 
der gegenüberliegenden Seite der Autobahn. Gemäss Baulärm-Richtlinie seien Massnahmen 
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daher grundsätzlich anzuwenden. Für die lärmigen Bauarbeiten komme Massnahmenstufe A 
zur Anwendung. Die Dauer der lärmintensiven Arbeiten (Spitzarbeiten) werde im Gesuch nicht 
spezifiziert. Die Tiefbauarbeiten erstreckten sich über eine Länge von mehr als 300 m, weshalb 
davon auszugehen sei, dass für die Spitzarbeiten mehr als eine Woche einzuberechnen sei, wo­ 
mit für die lärmintensiven Arbeiten Massnahmenstufe B zur Anwendung komme. In Bezug auf 
die Bautransporte fänden sich in den Unterlagen keine Angaben. Es werde davon ausgegangen, 
dass Massnahmenstufe A für die Bautransporte ausreichend sei. Durch die Spitzarbeiten und 
die Baggereinsätze seien in der Bauphase nach Einschätzung der Fachstelle Lärmschutz ge­ 
wisse Erschütterungsimmissionen resp. Körperschallimmissionen zu erwarten. Diese sollten 
jedoch im tolerierbaren Rahmen liegen. Die Anwohnerschaft sei zusammen mit dem Schreiben 
zu den Lärmimmissionen rechtzeitig vor Baubeginn über voraussichtliche Erschütterungs- oder 
Körperschallimmissionen (Zeitpunkt, Dauer) zu unterrichten (17). Die lärmigen Bauarbeiten 
und logistische Vorgänge seien werktags auf die Zeiten zwischen 7 - 12 Uhr und 13 - 17 Uhr 
(ausnahmsweise bis 19 Uhr) zu beschränken. Lärmintensive Arbeiten seien auf die Zeiten zwi­ 
schen 7 - 12 Uhr und 14 - 17 Uhr zu beschränken (18). Arbeiten, die hohe Lärmimmissionen 
verursachen, seien so zu planen, dass sie gleichzeitig durchgeführt werden (19). 
In ihrer Stellungnahme vom 19. November 2025 weist die Gesuchstellerin darauf hin, dass die 
Liegenschaft an der Dübendorferstrasse 46 mittlerweile abgebrochen worden sei und nicht 
mehr existiere. Betroffen seien somit ausschliesslich jene Liegenschaften, die sich auf der an­ 
deren Seite der Autobahn befänden. Aufgrund des Abstands und der Lärmschutzwände entlang 
der Autobahn sei davon auszugehen, dass die Anwohner den Baustellenlärm kaum wahrneh­ 
men würden. Infolge der grossen Distanz zwischen Bauperimeter und bewohnten Liegenschaf­ 
ten könne eine Übertragung von wahrnehmbaren Erschütterungen ausgeschlossen werden. Die 
Gesuchstellerin ist daher mit Antrag (17) des Kantons nicht einverstanden. Bezüglich der Bau­ 
transporte schreibt sie: Es sei nicht mit einer hohen Zahl an Fahrten zu rechnen, da das Material 
soweit möglich vor Ort wiederverwendet werde, weshalb Massnahmenstufe A (Bautransporte 
ausschliesslich am Tag zwischen 6 und 22 Uhr und nicht mehr als 50 Fahrten pro Tag) vorge­ 
sehen sei. 
Die Genehmigungsbehörde bewilligt mit der Plangenehmigung auch die in den Gesuchsunter­ 
lagen vorgesehenen Massnahmenstufen gemäss Baulärmrichtlinie bzw. legt die Massnahmen­ 
stufe mit der Verfügung fest, falls im Projekt die falsche Stufe vorgesehen ist. Die Genehmi­ 
gungsbehörde hält fest, dass die Massnahmenstufe A für Bauarbeiten und für die Baustellen­ 
transporte nicht strittig ist. Die lärmintensiven Bauarbeiten werden in den Gesuchsunterlagen 
nicht erwähnt. Der Kanton fordert hier die Massnahmenstufe B, da er davon ausgeht, dass die 
lärmintensiven Spitzarbeiten über eine Woche dauern werden. Die Gesuchstellerin widerspricht 
dem in ihrer Stellungnahme nicht. Die Genehmigungsbehörde teilt die Einschätzung des Kan­ 
tons, wonach für die lärmintensiven Bauarbeiten Massnahmenstufe B festzulegen ist. Antrag 
( 16) des Kantons kann somit als gegenstandslos abgeschrieben werden. 
Die Gesuchstellerin ist der Ansicht, dass eine Information über die anstehenden Bauarbeiten 
nicht notwendig ist, da nur wenige Liegenschaften auf der anderen Seite der Autobahn betroffen 
sind und diese durch die Lärmschutzwand der Autobahn geschützt sind. Der Kanton ging beim 
Verfassen des Antrags davon aus, dass die Liegenschaft an der Dübendorfstrasse 46 noch exis­ 
tiert und bewohnt ist. Er schreibt ansonsten selbst, dass die Wohnzone (ES II) auf der gegen­ 
überliegenden Seite der Autobahn nur marginal betroffen ist. Der Kanton geht bei .Grossbau­ 
stellen für Erschütterungen von einer störenden Distanz von maximal 150 m (für Pfählungen) 
aus (Quelle: https://www.zh.ch/de/umwelt-tiere/laerm-schall/erschuetterungen.html). Die be­ 
troffenen Liegenschaften liegen alle in einem Abstand von über 200 m. Es ist also nicht von 
störenden Erschütterungen auszugehen. 
Aufgrund der nur marginalen Betroffenheit der Wohnzone und der Tatsache, dass verschiedene 
weitere Lärmquellen in unmittelbarer Umgebung der Baustelle vorhanden sind (Autobahn, 
Flugbetrieb), folgt die Genehmigungsbehörde der Argumentation der Gesuchstellerin. Antrag 
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(17) des Kantons wird somit in Bezug auf den Baulärm abgewiesen und in Bezug auf die Er­ 
schütterungen als gegenstandslos abgeschrieben. 
Die Anträge (18) und (19) des Kantons hat die Gesuchstellerin akzeptiert. Sie stammen eben­ 
falls aus der Baulärm-Richtlinie und werden von der Genehmigungsbehörde als sachgerecht 
erachtet, soweit sie nicht bereits in den Gesuchsunterlagen enthalten sind. Sie werden gutge­ 
heissen und entsprechende Auflagen zur Sicherstellung in die Verfügung übernommen. 
h. Luftreinhaltung 
Die Richtlinie zur Luftreinhaltung auf Baustellen des BAFU konkretisiert die Luftreinhalte­ 
Verordnung (LRV; SR 814.318.142.1) und ist auf das Bauvorhaben anwendbar. Gemäss der 
Richtlinie sehen die Gesuchsunterlagen die Massnahmenstufe A vor. 
In der Anhörung sind weder vom Kanton noch vom BAFU Anmerkungen zur Luftreinhaltung 
eingegangen. Die Festlegung der Massnahmenstufe A ist korrekt. 

C. Ergebnis 

Nach erfolgter Prüfung kann festgehalten werden, dass das Vorhaben mit dem massgebenden 
materiellen und formellen Recht übereinstimmt und somit die Voraussetzungen für die Ertei­ 
lung der militärischen Plangenehmigung erfüllt sind. 

und verfügt demnach: 

1. Plangenehmigung 
Das Vorhaben von armasuisse Immobilien, Baumanagement Ost, vom 25. Juni 2025, in Sachen 

Gemeinde Wangen-Brüttisellen; Flugplatz Dübendorf, Neubau Trafostation Halle 14 
mit den nachstehenden Unterlagen: 

- Projektdossier Flugplatz Dübendorf, Neubau Trafostation Halle 14 vom 20. Juni 2025 
inklusive Planbeilagen (intern klassifziert) 

- Plan Installationsflächen Nr. 12.1.6 vom 20.09.2024, 1 :10'000 
- NISV-Beurteilung vom 28.03.2025 armasuisse W&T 
- ESTI-Gesuchsformular, Gesuch für TD4 vom 20.06.2025 
- ESTI-Gesuchsformular, Gesuch für TD5 vom 20.06.2025 

ESTI-Gesuchsformular, Zusatzblatt zu TD4 und TD5 vom 20.06.2025 

wird im Sinne der Erwägungen unter Auflagen genehmigt. 

2. Festlegung Massnahmenstufe für Lärm während der Bauphase 

Die Massnahmenstufen gemäss Baulärm-Richtlinie BAFU werden wie folgt festgelegt: 
- Massnahmenstufe für Bauarbeiten: A 
- Massnahmenstufe für lärmintensive Bauarbeiten: B 
- Massnahmenstufe für Bautransporte: A 

Der Baubeginn, die voraussichtliche Dauer der Arbeiten und der Bauabschluss sind der 
Genehmigungsbehörde sowie der Gemeinde Wangen-Brüttisellen spätestens 1 Monat vor 
Beginn der Bauarbeiten schriftlich mitzuteilen. Die Genehmigungsbehörde behält sich eine 
Baukontrolle vor. 

3. Auflagen 

a. 
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b. Die Gesuchstellerin hat in einem Bericht festzuhalten, wie die hier verfügten Auflagen um­ 
gesetzt worden sind. Der Bericht ist der Genehmigungsbehörde unaufgefordert spätestens 
drei Monate nach Abschluss der Arbeiten einzureichen. 

c. Nachträgliche Projektanpassungen sind der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. Sie ordnet 
bei wesentlichen Anpassungen ein neues Plangenehrnigungsverfahren an. 
Altlasten 

d. Die Arbeiten sind durch eine Altlastenfachperson zu begleiten. Vor Baubeginn ist dem 
A WEL des Kantons Zürich und der Genehmigungsbehörde das von der Bauherrschaft und 

der Altlastenfachperson unterzeichnete Zusatzformular «Belastete Standorte/ Altlasten 
(inkl. mit Neobiota belastete Standorte)» einzureichen. 

e. Bei der Entsorgung belasteter Bauabfälle von mit Abfällen belasteten Standorten sind die 
Vorgaben der Richtlinie «Behandlungsregel für verschmutzte Bauabfälle und Aushub- und 
Ausbruchmaterial im Hinblick auf die Verwertung, A WEL, Juli 2020» einzuhalten. 

f. Innerhalb von sechs Monaten nach Ende der altlasten- und abfallrechtlichen Bauarbeiten 
sind die Güterflussdaten durch die Gutachterin im Altlasten-Informations-System ALIS 
des Kantons Zürich zu erfassen. 

g. Spätestens drei Monate nach Abschluss der Bauarbeiten ist dem A WEL des Kantons Zü­ 
rich ein Schlussbericht vorzulegen, der die Begleitung der Aushub- und Entsorgungsarbei­ 
ten dokumentiert und Auskunft über alle anfallenden Daten und Belege gibt. Der Geneh­ 
migungsbehörde sind diese Information mittels Berichts gemäss Auflage b. ebenfalls innert 
drei Monaten nach Abschluss der Bauarbeiten zuzustellen. 

h. Im Rahmen der Umweltbaubegleitung ist sicherzustellen, dass keine PF AS-Belastungen 
mit Konzentrationen über 0.5 µg/kg (Summe 16 PF AS) überbaut werden. Dies ist anhand 
von Sohlenproben zu dokumentieren. Die Daten sind der Genehmigungsbehörde und dem 
Kanton Zürich bis spätestens drei Monate nach Abschluss der Arbeiten einzureichen. 
Neophyten 

1. Vor Baubeginn ist während der Vegetationsperiode (Mitte Mai bis Mitte Oktober) abzu­ 
klären, ob Asiatischer Staudenknöterich, Essigbaum, Ambrosia, Riesenbärenklau, Schmal­ 
blättriges Greiskraut und Erdmandelgras im Perimeter der geplanten Arbeiten vorkommen. 
Die Ergebnisse der Abklärungen sind zu dokumentieren und der Genehmigungsbehörde 
im Rahmen des Abschlussberichts gemäss b. vorstehend einzureichen. 

J- Umgang mit biologisch belastetem Boden/Untergrund (Ambrosia, Asiatischer Stauden­ 
knöterich, Essigbaum, Schmalblättriges Greiskraut, Erdmandelgras): 
- Beim Umgang mit biologisch belastetem Boden sind die «Empfehlungen des Cercle 

Exotique für den Umgang mit biologisch belastetem Boden» zu beachten. Biologisch 
belasteter Boden darf nicht mit unbelastetem Boden vermischt werden. 

- Boden/Untergrund, der mit Ambrosia, Riesenbärenklau, Schmalblättrigem Greiskraut 
oder Erdmandelgras belastet ist, ist in einer Deponie Typ A oder Boder in einer geeig­ 
neten Kiesgrube zu entsorgen. 

- Gegenüber dem Abnehmer sind biologische Belastungen des Bodens/Untergrunds zu 
deklarieren. 

k. Ambrosia, Riesenbärenklau und Schmalblättriges Greiskraut (ganze Pflanzen) sowie un­ 
terirdische Pflanzenteile (Rhizome, Wurzeln) des Asiatischen Staudenknöterichs und des 
Essigbaums sind in einer Kehrichtverwertungsanlage (KVA) zu entsorgen. Fortpflan­ 
zungsfähiges Material der übrigen invasiven Neophyten ist in einer professionellen Platz­ 
und Boxenkompostierung, einer Co-Vergärungsanlage mit Hygienisierungsschritt, einer 
Feststoffvergärungsanlage oder in einer KVA zu entsorgen. 
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1. Endgestaltete Flächen sind, sofern andere Auflagen insbesondere des Naturschutzes nicht 
dagegensprechen, so rasch wie möglich zu begrünen. Sie sind, bis sich die Zielvegetation 
entwickelt hat, regelmässig bezüglich invasiver Neophyten zu kontrollieren (mindestens 
vier Kontrollen pro Vegetationsperiode). Aufkommende invasive Neophyten sind zu be­ 
kämpfen. Die Übergabe der Kontrolle und Bekämpfung von invasiven Neophyten (Pflege 
der Grünflächen) an den regulären Unterhalt ist so zu organisieren, dass eine lückenlose 
Pflege sichergestellt ist. Die Umsetzung der Auflage ist in Zusammenarbeit mit dem Korn­ 
petenzzentrum Natur des VBS und der NLA-Beauftragten zu planen. 
Gewässerschutz 

m. Es ist sicherzustellen, dass auslaufende Flüssigkeiten leicht erkannt und zurückgehalten 
werden können. 

n. Das Auffangvolumen muss 100% des Ölvolumens umfassen. 
o. Nach der Erstellung der Ölauffangwannen ist eine Dichtheitsprüfung gemäss der Empfeh­ 

lung des VSE «Schutz der Gewässer bei Erstellung und Betrieb von elektrischen Anlagen 
mit wassergefährdenden Flüssigkeiten» durchzuführen. 

p. Die Auffangwannen sind regelmässig zu kontrollieren. Dies ist mit dem Betreiber sicher­ 
zustellen. 

q. Montage und Reparaturen am Transformator müssen so erfolgen, dass allfällig auslaufen­ 
des Öl aufgefangen werden kann. 
Grundwasser 

r. Folgende Nebenbestimmungen sind einzuhalten: 
- Die Allgemeinen Nebenbestimmungen für das Bauen im Grundwasser und Grundwas­ 

serabsenkungen vom Dezember 2004 sind verbindlich. 
- Die ursprüngliche Grundwasserdurch:flusskapazität bei höchstem Grundwasserspiegel 

ist durch geeignete Materialersatzmassnahmen mit Kiessand vollständig zu erhalten, so­ 
dass u.a. auch keine Rechte Dritter in untragbarer Weise tangiert werden. 

- Bei der Verwendung von Sicker-, Geröll- oder Filterbeton (z. B. für Böschungssiche­ 
rungen) unterhalb des höchsten Grundwasserspiegels ist dieser Beton - wie auch allfäl­ 
lige Magerbetonsohlen in den Hinterfüllungsräumen - vor der Hinterfüllung der Tra­ 
fostation und der Leitungsgräben wieder zu entfernen. 

- Die Bauten sind gegen Auftrieb gesichert und unterhalb des höchsten Grundwasserspie­ 
gels wasserdicht zu erstellen. 

- Die Tiefbauarbeiten sind durch eine Fachperson mit hydrogeologischer Ausbildung zu 
begleiten. Sie veranlasst diejenigen Massnahmen, die sicherstellen, dass infolge der 
Bauarbeiten (Filterbrunnen/Wellpoint, Grundwasserabsenkung, Erhaltung der Durch­ 
flusskapazität usw.) keine Rechte Dritter in untragbarer Weise tangiert werden. 

Lärmschutz/Erschütterungen 
s. Die lärmigen Bauarbeiten wie auch logistische Vorgänge sind werktags auf die Zeiten zwi­ 

sehen 7 -12 Uhr und 13 - 17 Uhr (ausnahmsweise bis 19 Uhr) zu beschränken. Lärmin­ 
tensive Arbeiten sind auf die Zeiten zwischen 7-12 Uhr und 14 - 17 Uhr zu beschränken. 

t. Arbeiten, die hohe Lärmimmissionen verursachen, sind nach Möglichkeit so zu planen, 
dass sie gleichzeitig durchgeführt werden. 
Allgemeine Auflagen Elektroanlagen 

u. Ergeben sich während der Ausführung zwingende Gründe für eine Abweichung von den 
Unterlagen, so ist das ESTI, Abt. Planvorlagen, umgehend zu orientieren. Das ESTI ent­ 
scheidet dann in Absprache mit der Genehmigungsbehörde über das weitere Vorgehen. 

V. Der Betriebsinhaber muss die Fertigstellung der Anlage dem ESTI, Abt. Planvorlagen, un­ 
ter Angabe der Vorlagenummern schriftlich mitteilen und eine Bestätigung des Erstellers 
beilegen, aus der hervorgeht, dass die Anlage den Anforderungen der Gesetzgebung und 
den anerkannten Regeln der Technik entspricht. 14/17 



w. Die Kontrolle, ob die Anlage vorschriftsgemäss und in Übereinstimmung mit den geneh­ 
migten Plänen erstellt worden ist, hat gebührenpflichtig durch das ESTI zu erfolgen (in der 
Regel innerhalb eines Jahres nach der Fertigstellung). Das ESTI verrechnet die Kosten dem 
Betriebsinhaber der Starkstromanlage. 

X. Allfällige Ergänzungen, die sich anlässlich der Inspektion der fertigen Anlage als notwen­ 
dig erweisen sollten, bleiben Vorbehalten. 
Transformatorenstation WE 03186/TR (S-2562245.1) 

y. Nach Art. 57 Abs. 1 Starkstromverordnung sind in Hochspannungsanlagen grundsätzlich 
alle zu erdenden Teile mit der Anlageerdung zu verbinden. Jede Anlageerdung ist über 
mindestens zwei unabhängige Erdungsleitungen zu erden. 

z. Für die elektrischen Einrichtungen, die wassergefährdende Flüssigkeiten enthalten, sind 
nach Art. 7 Abs. 2 der Starkstromverordnung die Regeln der Technik zu befolgen, insbe­ 
sondere die technische Empfehlung des Verbandes Schweizerischer Elektrizitätsuntemeh­ 
men VSE über den Schutz der Gewässer bei Erstellung und Betrieb von elektrischen An­ 
lagen mit wassergefährdenden Flüssigkeiten (Nr. 2.19d in ihrer neusten Version). Bei der 
Abnahme durch den Inspektor des ESTI ist aufzuzeigen, wie die Schutzmassnahmen 
V+E+Z und konstruktiven Merkmale (Bemessungsgrundregeln und die Konstruktion der 
Auffangwanne) gemäss der technischen Empfehlung eingehalten werden (Zertifikate, 
Nachweise, Eigenschaften des Betons, etc). 
Die Bestimmungen der aktuellen Schweizer Guideline SNG 481449 zum Kurzschluss­ 
schutz von Niederspannungs-Sekundarverteilungen ist nach Art. 4 Starkstromverordnung 
anzuwenden. Bedeutet z.B.: In der SNG 481449 wird im Anhang A "Voraussetzungen der 
Berechnung" der Lichtbogenkurzschlussstrom IkLB definiert, wobei auf IEEE Std 1584- 
2018 verwiesen wird. Der Wert von IkLB ist demgemäss 50% des Stromes, der bei einem 
satten Kurz- oder Erdschluss fliessen wurde. Das heisst, die Kurzschlussfestigkeit der Nie­ 
derspannungs-Schaltgerätekombination (NSSK) und Erdung müssen für den berechneten, 
maximalen Strom ausgelegt werden, während die Bedingungen für die Schutzorgane (Leis­ 
tungsschalter, Sicherungen) für den auf 50% reduzierten Strom ausgelegt sein müssen. 
Nach Art. 1 Abs. 2 i. V. m. Art. 4 Starkstromverordnung gilt der Guideline SNG481449 
auch für bestehende Anlagen, wenn sie vollständig umgebaut werden, in bedeutendem 
Mass verändert werden und die Sicherheit dadurch wesentlich beeinträchtigt wird oder für 
Menschen und Umwelt eine drohende Gefahr darstellen oder andere elektrische Anlagen 
in erheblichen Mass störend beeinflussen. Der abschliessende Nachweis, ergänzend zu den 
Unterlagen, für die Einhaltung der Art. 47, Art. 62 Abs. 1 und Art. 63 Abs. 1 der Stark­ 
stromverordnung für den Überstromschutz (Überlast, Erd- und Kurzschluss), welcher die 
sichere Abschaltung (maximal 1 Sekunde Abschaltzeit gemäss ESTI-Mitteilung 2019- 
0702) bis und mit den ersten Niederspannungsschutzeinrichtungen gewährleistet, ist zu­ 
sammen mit der Prüfdokumentation des Schutzsystems dem Inspektor anlässlich der In­ 
spektion vorzulegen. 
Der Nachweis ist erbracht, wenn das Prinzip der realisierten Überstromschutzkoordination 
mit den Berechnungen und dem grafischen Selektivitätsdiagramm mit den Auslosekennli­ 
nien der einzelnen Schutzorgane und der Zerstörungskennlinie der Transformatoren vor­ 
gezeigt und erläutert werden kann oder die Bedingungen anders nachvollziehbar erfüllt 
sind. 

bb. Können Transformatoren in der Niederspannungs-Schaltgerätekombination (NS-SK) pa­ 
rallelgeschaltet werden, ist die NS-SK für den maximalen Erd- und Kurzschlussstrom der 
gemäss Betriebskonzept parallelschaltbaren Transformatoren auszulegen (Durchlassstrom 
und -energie sowie Kurzschlussabschaltvermögen von Eingangs- und Abgangselementen, 
sowie Sammelschiene und Kuppelschalter) und entsprechend im Parallelbetrieb vor Über­ 
strom (Überlast, Erd- und Kurzschluss) zu schützen (Bemessungsstrom InA der NS-SK 
oder eines Stromkreises Inc, bedingter Bemessungskurzschlussstrom Ice, Bemessungs­ 
kurzzeitstromfestigkeit lew, Bemessungsstossstromfestigkeit Ipk). 

aa. 
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Bei der Abnahme ist dem Inspektor ergänzend zu den Unterlagen der Nachweis zu erbrin­ 
gen, dass die Anzahl der Abgangselemente korrekt nach der Normenreihe SNEN 61439 
(Ziff. 5.4 "Bemessungsbelastungsfaktor PDF" der Norm SNEN 61439-1, SNEN 61439-2 
oder SNEN 61439-5) für den maximalen Lastbetrieb der Schaltgerätekombination (War­ 
meintrag) gemäss Norm ausgelegt ist und der zulässige Sammelschienenstrom nicht über­ 
schritten werden kann. 
Ist die NS-SK nicht für den Betrieb mit parallelgeschalteten Transformatoren vorgesehen, 
wird der Betriebsinhaber verpflichtet, Hinweisschilder an der Niederspannungsverteilung 
anzubringen, welche den Parallelbetrieb der Transformatoren strikte untersagen. Kurzzei­ 
tiger Parallelbetrieb ist bei geringer Last für Umschaltvorgange unter Wahrung der Ar­ 
beitssicherheitsvorschriften (vgl. ESTI-Richtlinie Nr. 407) nur möglich, wenn der Erd- und 
Kurzschlussschutz immer gewährleistet ist. Das Betriebspersonal ist auf die speziellen Ver­ 
hältnisse hinzuweisen und entsprechend zu schulen. Wenn Transformatoren im Betrieb pa­ 
rallelgeschaltet werden können, müssen die einzelnen Transformatorengehäuse-Erdungen 
für den niederspannungsseitigen Erdschlussstrom aller Transformatoren zusammen be­ 
messen sein. Diese Erdung muss auch für den doppelten Kurzschluss mit Erdberührung 
der Hochspannungsebene konzipiert sein. 

4. Anträge des Kantons Zürich 

Die Anträge des Kantons werden gutgeheissen, soweit sie nicht ausdrücklich als gegenstandslos 
abgeschrieben oder abgewiesen werden. 

5. Verfahrenskosten 
Das materiell anwendbare Bundesrecht sieht keine Kostenpflicht vor. Es werden somit keine 
Verfahrenskosten erhoben. 

6. Eröffnung 
Die vorliegende Verfügung wird gemäss Art. 30 MPV den Verfahrensbeteiligten eingeschrie­ 
ben zugestellt und im Bundesblatt angezeigt. Dem BAFU und dem ESTI als betroffenen Fach­ 
behörden des Bundes wird der Entscheid per E-Mail mitgeteilt. 

7. Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen nach Eröffnung beim Bundesverwaltungs­ 
gericht, Postfach, 9023 St. Gallen, Beschwerde geführt werden (Art. 130 Abs. 1 MG). Die 
Rechtsschrift enthält die Begehren, deren Begründung mit Angabe der Beweismittel und die 
Unterschrift. Der angefochtene Entscheid und die Beweismittel sind beizulegen (vgl. Art. 52 
Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, VwVG; SR 172.021). 

EIDG. DEPARTEMENT FÜR VERTEIDIGUNG, 
BEVÖLKERUNGSSCHUTZ UND SPORT 
i.A. Der Chef Raum und Umwelt VBS 

Bruno Locher 
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Eröffnung an: 
- armasuisse Immobilien, Baumanagement Ost, Kaserne Heiligkreuz, Postfach, 8887 Mels 

(Beilage: Gesuchsdossier mit gestempelten Planbeilagen) 
- Baudirektion des Kantons Zürich, Generalsekretariat, Koordination Bau und Umwelt, Wal­ 

cheplatz 2, 8090 Zürich (R) 
- Gemeinde Wangen-Brüttisellen, Gemeindeverwaltung, Stationsstrasse 1 O, 8306 Brüttisel­ 

len (R) 
- Stadt Dübendorf, Stadthaus Dübendorf, Usterstrasse 2, 8600 Dübendorf (R) 

z. K. an (jeweils per E-Mail): 
- BAFU, Abteilung Biodiversität und Landschaft 
- ESTI, Abteilung Planvorlagen 
- armasuisse Immobilien, SIP 
- armasuisse Immobilien, UNS 
- armasuisse Immobilien, FM 
- AST AB, Immo V 
- Flugplatzkommando Dübendorf 
- Amt für Raumentwicklung des Kantons Zürich, Fachstelle Kataster (kataster@bd.zh.ch) 
- Pro Natura (mailbox@pronatura.ch) 
- WWF Schweiz (service@wwf.ch) 

17/17 


